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Das sozialeOpfer verstehen sich

Europa

schenhandel der Deut-
oder müssen hohe Preise für die Unterkunft

tung. Das Phänomen hat im Jahr 2021 um

Gab es bisher keine ausreichende Kont- sich die Opfer selbst bei der Polizei oder bei
V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Diese Kolumne schreibe ich im prächtigen
barocken Sitzungssaal des erzbischöf-
lichen Palais von Alba Julia, zu deutsch:
Karlsburg, dem katholischen Zentrum von
Siebenbürgen. Dort ist auch die Theologi-
sche Hochschule und das Priesterseminar
für ganz Siebenbürgen mit den Diözesen
Alba Julia, Temesvar, Großwardein und
Sathmar, wo ich schon seit 1997 regelmä-
ßig zu Vorlesungen zu Sozialer Marktwirt-
schaft und katholischer Soziallehre bin.
Erzbischof Gergely Kovacs von Alba Julia
hatte jetzt Kuratorium und Beirat von
„socioMovens“ eingeladen für drei Tage
zur Beratung und Planung zukünftiger
Projekte. Die Stiftung wurde 2022 gegrün-
det, auf Idee und unter Federführung von
Prälat Peter Klasvogt, dem Direktor der
Kommende in Dortmund, dem Sozialins-
titut des Erzbistums Paderborn in Dort-
mund. Schon 2014 in Zakopane war als
erster Schritt der Verein gegründet wor-
den, schon damals mit dem programmati-
schen Untertitel „giving europe a soul“,
Europa eine Seele geben, in Anlehnung an
einen berühmten Satz von Jacques Delors,
bekennender Katholik und ehemaliger
europäischer Kommissionspräsident.
Begonnen hatte alles 1997 mit vier Wo-
chen Sommerakademie für siebenbürgi-
schen Seminaristen in der Kommende in
Dortmund: Es wurde gearbeitet und etwas
Geld verdient, und es wurde katholische
Soziallehre theoretisch studiert und ganz
praktisch in Dortmund und Umgebung an
sozialen Projekten erfahren.
Später wurde das Projekt ausgeweitet über
Siebenbürgen und die Seminaristen (und
auch über die Sommerwochen) hinaus auf
ganz Osteuropa. Heute reicht das Netz-
werk bis hin nach Kasachstan und wird ge-
tragen von vielen jungen Frauen und Män-
nern, unterstützt von ungefähr dreißig Ko-
ordinatoren in all diesen Ländern.
Ziel ist der Aufbau eines von christlicher
und katholischer Soziallehre inspirierten
Europas. Und das heißt vor allem zweier-
lei: Erstens schlicht und einfach die
Kenntnis der katholischen Lehre von Staat
und Wirtschaft – denn Christ sein bedeu-
tet ja nicht einfach, richtig Liturgie zu fei-
ern und Sakramente zu empfangen, son-
dern richtig aus den Sakramenten zu leben
und Gesellschaft zu gestalten. Heilig zu
werden im Alltag der Welt, und diese Welt
als Lebensraum des Menschen, der Eben-
bild Gottes ist, besser zu machen!
Und zweitens: diese katholische Sozial-
lehre umsetzen in praktischen Projekten,
wie etwa Arbeit mit behinderten Kindern
und Jugendlichen oder mit Obdachlosen
oder mit alleinerziehenden Müttern.
Das ist in Kroatien oder Ungarn ganz an-
ders als momentan in der Ukraine, oder
natürlich auch anders in Georgien und
Kasachstan. Aber immer ist das Ziel:
Europa eine Seele geben, nicht bloß kalte
Gerechtigkeit, sondern einen Glutkern der
Liebe zu jedem Menschen durch Gebet
und aus den Sakramenten.
Sogar und erst recht zum Feind, der spä-
testens am Beginn der Ewigkeit zum
Freund geworden sein wird. Wer könnte
das besser als das Christentum?

Der Autor ist Direktor der Katholi-
schen Sozialwissenschaftlichen Zent-
ralstelle in Mönchengladbach. Er ist In-
haber des Lehrstuhls für Moraltheolo-
gie und Ethik an der Theologischen Fa-
kultät Paderborn. Foto: KNA
Die Kolumne erscheint in Kooperation
mit der KSZ.
Die Dunkelziffer der Menschen in Deutschland, die Opfer von Menschenhandel geworden sind, ist hoch: Seit November 2022 gibt es eine Berichterstattungsstelle
beim Deutschen Institut für Menschenrechte, die Daten zu diesem Thema sammeln soll. Foto: IMAGO/Future image

Ausgebeutet, bedroht,
kaum abgesichert: Die
Arbeitsgruppe gegen Men-

schen, die mit einem Versprechen auf gut
bezahlte Arbeit nach Deutschland gelockt
wurden. Wenn Sie in Deutschland ankom-
men werden sie in die Prostitution gezwun-
gen oder ihre Arbeitskraft ausgebeutet, d.h.
sie bekommen wenig oder keinen Lohn

an Fällen ist sicherlich auch auf die neuen
Zuständigkeiten der Zolleinheit für nicht
angemeldete Erwerbstätigkeit im Zusam-
menhang mit der Ausbeutung von Arbeits-
kräften zurückzuführen.

nalressourcen. Das liegt aber auch daran,
dass das Opfer selbst sich oft nicht als Opfer
von Ausbeutung versteht. Die betroffenen
Menschen werden oft von der Polizei an die
Fachberatungsstellen für Opfer von Men-
schenhandel verwiesen. Seltener melden
Martina Liebsch ist Geschäftsführerin
der Arbeitsgemeinschaft gegen Men-
schenhandel der DBK. Foto: Mancini

Was sagen uns die Zahlen?
Die größte Zahl an Opfern von Menschen-
handel ist immer noch in der sexuellen Aus-
beutung anzutreffen, aber es gibt andere
Felder, wo niemand so gerne hingeguckt
hat, wie zum Beispiel die Arbeitsausbeu-
nicht immer als Opfer
schen Bischofskonferenz
fordert Schutz vor
Arbeitsausbeutung von
Menschen, die geflüchtet
sind und die in Deutsch-
land illegal arbeiten oder
sogar Opfer von Men-
schenhandel sind. Ein
Interview mit Martina
Liebsch, der Geschäfts-
führerin der Arbeitsgruppe
VON ANNLISA MANCINI

Frau Liebsch, gibt es seriöse Schätzun-
gen über die Zahl der in Deutschland
arbeitenden Menschen, die Opfer von
Menschenhandel sind?
Es gibt in verschiedenen internationalen
Berichten Schätzungen. Auf EU-Ebene und
in Deutschland spricht man von registrier-
ten, also identifizierten Opfern. Das ist das
sogenannte „Hellfeld“, das im jährlichen
Lagebild Menschenhandel des Bundeskri-
minalamtes veröffentlicht wird. Im Bereich
der Arbeitsausbeutung waren es 2021 147
Opfer, im Bereich sexuelle Ausbeutung wa-
ren es 417 Opfer. Das sind aber nur abge-
schlossene Fälle. Die Dunkelziffer ist ver-
mutlich viel höher. Seit November 2022
gibt es eine Berichterstattungsstelle beim
Deutschen Institut für Menschenrechte, die
Daten zu diesem Thema sammeln soll, aber
eine Harmonisierung der Daten, die an ver-
schiedenen Stellen gesammelt werden, ist
sehr schwierig.

Wer sind genau diese Menschen, die vom
Menschenhandel betroffen sind?
Es gibt keinen Prototyp. Oft sind es Men-
und die „Arbeitsvermittlung“ zahlen. Viele
sind sprachlich und psychologisch isoliert
und kennen deswegen ihre Rechte nicht.
2021 kamen die meisten Opfer von Men-
schenhandel, Zwangsarbeit und Arbeitsaus-
beutung aus Bosnien-Herzegowina und
Bulgarien (BKA). Unter ukrainischen
Flüchtlingen besteht sicherlich eine große
Gefahr von Arbeitsausbeutung.

In welchen Branchen sind diese Men-
schen tätig?
Viele Menschen arbeiten in der Pflege, das
sogenannte Live-in-Care, also wenn Arbei-
ter auch im selben Haushalt leben, außer-
dem in der Landwirtschaft, Bau, Gastrono-
mie, Fleischindustrie, Paketdienste und in
der Kosmetikbranche (Nagelstudios).
27,3 Prozent zugenommen. Diese Zunahme
rolle?
Sicherlich nicht, aber vor allem fehlt es
noch an Kompetenz auch unter Staatsan-
wälten und Rechtsanwälten, die nicht
immer über das nötige Spezialwissen verfü-
gen, um Fälle adäquat zu behandeln, da die
Straftaten und die Normen des Strafgesetz-
buches sehr komplex sind. Und ein Krimi-
nalist hat uns eben neulich gesagt, dass ein
Staatsanwalt wenig Zeit hätte, um sich eine
Akte anzugucken. Man müsste also mehr
Ressourcen investieren.

Was heißt es für diese Menschen, ausge-
beutet zu werden?
Viele können die üblichen Arbeitnehmer-
rechte nicht in Anspruch nehmen, weil sie
sich hier illegal aufhalten oder weil sie sie
nicht kennen. Manche erleben sogar die
Einschränkung ihrer Bewegungsfreiheit. In
vielen Fällen werden die Löhne einfach
nicht ausgezahlt oder sie müssen jede Men-
ge unbezahlte Überstunden arbeiten. Auch
Schuldknechtschaft betrifft Migranten, die
gegen ihren Willen an eine Tätigkeit gebun-
den werden, um ihre Schulden für Anwer-
be- und Reisegebühren abzubezahlen.

Wovor haben diese Menschen Angst?
Sie leben ständig mit der Angst, ihre Arbeit
zu verlieren, weil sie damit ihre Familie im
Herkunftsland unterstützen. Die Migran-
ten ohne Aufenthaltstitel befürchten, abge-
schoben zu werden, falls sie den Arbeitge-
ber anzeigen. Und kehren sie zurück in ihr
Herkunftsland, besteht das Risiko, dass die
Familie enttäuscht ist oder sie sogar von der
Familie nicht mehr akzeptiert werden.

Wie kommt man an diese Menschen
heran?
Das ist genau das Problem. Menschenhan-
del ist ein Kontrolldelikt, es wird entdeckt,
wenn man kontrolliert. Lokale und nationa-
le Behörden verfügen nicht über genügend
Fachwissen, um das Phänomen zu erken-
nen oder sie haben nicht genügend Perso-
einer Beratungsstelle.

Kann das neue Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz einen Beitrag leisten?
Ja, weil mehr Leute auch ihre Rechte ken-
nen werden. Solange es wenige Möglichkei-
ten gibt, legal in unser Land zum Arbeiten
zu kommen, desto mehr können Menschen
Opfer von Menschenhandel werden. Je
mehr legale Kanäle es gibt, desto weniger
Möglichkeiten von Ausbeutung. Aber das ist
nur ein Teil der Rechnung.

Was ist der andere Teil?
Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz be-
trifft Menschen mit einer Ausbildung. Ein
Teil der ausgebeuteten Menschen ist nied-
rig oder gar nicht qualifiziert. Mit Ausbeu-
tung kann man sehr viel Geld verdienen.
Und eventuell waschen. Das bedeutet, dass
immer wieder neue Wege gefunden werden,
Menschen in Deutschland auszubeuten.
Deswegen braucht man mehr Leute, die
dieses Phänomen verstehen.

Was können die Entscheidungsträger
mehr oder besser machen?
Viel. Dafür hat die Arbeitsgruppe katholi-
scher Organisationen gegen Menschenhan-
del einen Aktionsplan erstellt. Wir setzen
uns zum Beispiel für spezialisierte Abtei-
lungen in den Strafverfolgungs- und Justiz-
behörden ein. Auch sollen die Opfer von
Menschenhandel ein Aufenthaltsrecht un-
abhängig von der Bereitschaft zur Aussage
in einem Strafverfahren gewährt werden.

Welchen Beitrag kann die Kirche dazu
leisten?
Die kirchlichen Einrichtungen sollten mehr
Bewusstsein für ihre Lieferketten entwi-
ckeln. Wir werden dazu anregen, die Wa-
renbeschaffung unserer Organisationen auf
Ausbeutung zu überprüfen. Wir bieten
unsere Erfahrung und Wissen an, um das
Fachwissen in den Behörden und in der Ge-
sellschaft zu fördern.


